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1.	Einleitung

Sicherheit ist als Begriff allgegenwärtig im öffentlichen 
Diskurs liberaler Demokratien. Er zeigt sich dabei nicht 
nur als vermeintliches ‚Supergrundrecht Sicherheit‘1 bei 

der Rechtfertigung umstrittener Überwachungspraktiken oder 
in der Androhung von Wirtschaftssanktionen mit Verweis auf 
eine Gefährdung der ‚nationalen Sicherheit‘. Sicherheit taucht an 
zentraler Stelle in einer Vielzahl gesellschaftlicher Diskussionen auf. 
So stellte Heribert Prantl – nicht zuletzt vor dem Hintergrund der 
COVID-19-Pandemie – in einem Kommentar vom Juli 2020 fest: 
„Unsere Sicherheit wird auch in Krankenhäusern, Kindergärten, 
Pflegeheimen verteidigt, dort, wo die Caritas arbeitet und die 
Innere Mission, dort, wo Essen auf Rädern ausgefahren wird“ 
(Prantl 2020). Dass sich unser Sicherheitsbegriff erweitert und 
wandelt, ist keine neue Erkenntnis (vgl. etwa Daase 2012). Neu 
erscheint jedoch das Ausmaß, in dem Sicherheit als grundlegendes 
Narrativ jenseits einzelner politischer Entscheidungen oder 
engerer Politikfelder zum Ankerpunkt kontroverser Debatten 
über das Selbstverständnis und die Zukunft liberaler Demokratien 
wird. Zudem verbindet sich dies mit breiteren Prozessen der (Re-)
Politisierung demokratischer Gesellschaften.2 Dieser Trend der 
Politisierung ist vielschichtig und beinhaltet unterschiedliche 
Phänomene. Im Kern beschreibt er aber eine Zunahme der 
Intensität und Reichweite politischer Konflikte, indem zuvor 
nicht oder kaum kontrovers diskutierte Themen zum Gegenstand 
offener und öffentlicher Debatte mit sehr unterschiedlichen 
Akteuren und Argumenten werden (Grande und Hutter 2016: 
7-8). In diesem Sinne verwies im Jahr 2015 auch der damalige 
Bundesinnenminister Thomas de Maizière auf eine „Re-
Politisierung der Gesellschaft“ vor dem Hintergrund aktueller 
Krisen, in der Sicherheitspolitik nun „an jedem Küchentisch“ 
erörtert würde. Diese Politisierung gehe sowohl mit „schlimmen 
Auswüchsen“, etwa in Form extremistischer Hetze, als auch mit 
„sehr wichtigen und interessanten Debatten“ einher (Deutsches 
Forum Sicherheitspolitik 2015: 23). 

Dies verweist auf die Ambivalenz von Politisierung und führt zu 
der Frage, wie sich eine mögliche Politisierung der Sicherheit auf 
Form und Inhalt demokratischer Politik auswirkt und wie diese 
Konsequenzen zu bewerten sind. In der Politikwissenschaft galt 
Sicherheit lange Zeit als ein besonderes Politikfeld, das sich einer 
öffentlichen Politisierung entzieht und den Handlungsspielraum 
demokratischer Politik beschränkt. Als Gründe wurden etwa eine 
breite Prärogative der Exekutive in einem besonders essenziellen 
Bereich staatlichen Handelns mit bedingter Relevanz für das All-
tagsleben der meisten Bürger/-innen, die Rechtfertigung außerge-

1	 Im Juli 2013 rechtfertigte der damalige Bundesinnenminister Hans-Peter 
Friedrich die Beteiligung deutscher Nachrichtendienste an den durch Edward 
Snowden aufgedeckten Überwachungsprogrammen mit Verweis auf ein 
angebliches „Supergrundrecht Sicherheit“ (Bewarder und Jungholt 2013). 

2	 Ausführlich zu diesen Prozessen vgl. die Beiträge in Schäfer und Meiering 
2020.

wöhnlicher Maßnahmen und Befugnisse durch die Konstruktion 
existenzieller Gefahren im politischen Ausnahmezustand oder 
das Management komplexer Risiken durch moderne Technolo-
gien und technokratische ‚security professionals‘ mit besonderer 
Autorität angeführt (Buzan et al. 1998; Aradau 2004; Huysmans 
2014). Inzwischen arbeiten aber immer mehr Studien heraus, dass 
sich im erweiterten Feld der Sicherheit eine zunehmende Vielfalt 
politischer Praktiken, Akteure und Argumente findet und sich 
auch hier Politisierungsprozesse zeigen können (Hegemann 2018; 
Neal 2019; Geis 2020). Die Auswirkungen dieser untersuchten 
Prozesse auf die Möglichkeiten und Grenzen demokratischer 
Politik spielten dabei bisher allerdings eine untergeordnete Rolle. 

2.	Form vs. Inhalt? Die unterschiedlichen 
Auswirkungen der Politisierung von Sicherheit  

Aus einer klassischen liberalen Perspektive ließe sich erwarten, 
dass eine Politisierung von Sicherheit auch zu deren Demokrati-
sierung beiträgt. Politisierung wäre demnach eine Voraussetzung 
dafür, dass eine größere Bandbreite an Themen überhaupt öf-
fentlich diskutiert und alternative Handlungsoptionen erwogen 
werden können (Zürn 2013: 25). Die bisher vorhandenen Erkennt-
nisse zu den Konsequenzen der Politisierung von Sicherheit auf 
Form und Inhalt demokratischer Politik deuten allerdings auf 
ein gemischtes Bild hin. 

Zunächst ist festzuhalten, dass das in der Tat zu beobachtende 
Mehr an politischen Praktiken, Akteuren und Argumenten nicht 
automatisch mit einer zunehmenden Infragestellung dominanter 
Sicherheitsvorstellungen oder gar einem Politikwandel einher-
geht. In anderen Worten: Eine Politisierung der polity ist nicht 
gleichbedeutend mit einer Politisierung der policies (Schou Tjalve 
2011: 442-44). Politisierung verändert also oftmals die Form 
von Sicherheitspolitik mehr als deren Inhalt. So hat etwa die 
Debatte um die Enthüllungen Edward Snowdens gezeigt, dass 
trotz einer intensiven und vielmündigen öffentlichen Debatte 
in einschlägigen Parlamentsgremien, Nicht-Regierungsorgani-
sationen und Qualitätsmedien die breite Masse der Bevölke-
rung nur bedingtes nachhaltiges Interesse zeigte und viele der 
kritisierten Überwachungspraktiken in Kraft blieben. Hendrik 
Hegemann und Martin Kahl (2016: 37) sprechen daher von einer 
„symbolischen Elitenpolitisierung“. Andrew Neal (2019: 274-75) 
argumentiert sogar, dass zuvor als außergewöhnlich betrachtete 
und in ungewöhnlich schnellen Verfahren beschlossene Sicher-
heitsmaßnahmen sich durch ihre Politisierung in Form einer 
vermehrten Einbindung in ‚normale‘, oftmals eher unscheinbare 
demokratische Prozesse, etwa im Rahmen parlamentarischer 
Gesetzgebung, schrittweise und unmerklich normalisieren und 
im Alltag verankern. Dies mag auch erklären, warum viele der 
nach ‚9/11‘ auf den Weg gebrachten Maßnahmenpakete trotz 
öffentlicher Evaluierungen immer noch weitgehend in Kraft sind.
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Zeit hat vor allem die intensive Debatte um den Vorwurf des 
Rassismus an die Securitization-Theorie den Einwand erneuert, 
dass die Idee ‚normaler‘ Politik insbesondere marginalisierten 
Gruppen und ihren Ansprüchen nur bedingt eine Stimme gibt 
(Howell und Richter-Montpetit 2020). Unabhängig vom jeweils 
angestrebten normativen Ideal gingen diese Ansätze jedoch alle 
davon aus, dass Politisierung immer auch die Überwindung 
des als an sich demokratiefeindlich empfundenen Denkens, 
Sprechens und Handelns in Sicherheitskategorien voraussetzt.

Wenn aber Sicherheit im breitesten Sinne zunehmend Gegen-
stand kontroverser und vielfältiger Diskussion um Wesen und 
Identität demokratischer Gesellschaften wird, dann rückt neben 
der Politisierung aus der Sicherheit auch die Politisierung in der 
Sicherheit in den Fokus. Politisierung würde dann nicht mehr 
zwangsweise nach der Überwindung der Sicherheitslogik streben, 
sondern könnte auch auf neue Formen demokratischer Politik 
innerhalb einer Logik der Sicherheit abzielen. Dies lenkt den 
Fokus auf die Frage, wie eine Konzeption von Sicherheit ausge-
staltet werden kann, die demokratische Politik ermöglicht und 
nicht einschränkt. Gerade in vermeintlich ‚unsicheren Zeiten‘ 
kann – reale oder gefühlte – Sicherheit für Menschen, die diese 
bisher besonders wenig besitzen, ein zentrales Bedürfnis darstel-
len und deren Mangel Anlass für grundlegende Unzufriedenheit 
oder gar Radikalisierung sein. Daher ist es zentral, zwischen 
Sicherheit als Prozess und Sicherheit als Wert oder Zustand zu 
unterscheiden. Ein großer Teil der Kritik bezieht sich auf die 
Effekte von Sicherheit als Prozess, etwa Exklusion und Angst-
diskurse, während sich die Betonung positiver Aspekte eher auf 
Sicherheit als Wert oder Zustand bezieht (Nyman 2016). Ziel wäre 
es demnach, die potenziell positiven Aspekte des letzteren zu 
ermöglichen und dabei die negativen Begleiterscheinungen des 
ersteren zu minimieren. Loader und Walker (2007) bringen dies 
auf die Formel, dass Sicherheit selbst der „Zivilisierung“ bedarf, 
also der demokratischen und rechtsstaatlichen Einschränkung 
einer ausufernden Sicherheitslogik, die demokratische Prozesse 
und zentrale Grundfreiheiten einzuschränken oder Angstdis-
kurse zu befeuern droht. Gleichzeitig kann Sicherheit aus ihrer 
Sicht aber auch eine „zivilisierende“ Wirkung auf Politik und 
Gesellschaft entfalten, wenn sie gegenseitiges Vertrauen zwi-
schen Bürger/innen stiftet und damit als Grundlage friedlichen 
Konfliktaustrags und gesellschaftlichen Zusammenhaltes dient. 

Wie eine solche Balance genau gelingen kann, lässt sich schwer 
allgemein festlegen. Grundvoraussetzung einer substanziellen 
Politisierung ist zunächst, dass die zentralen Annahmen der zu 
verhandelnden Themen und Entscheidungen tatsächlich öffent-
lich zur Disposition stehen (können) und es sich nicht um eine 
öffentlich inszenierte „Scheinpolitisierung“ handelt (Geis 2020: 
208). Insbesondere vor dem Hintergrund gesellschaftlicher Spal-
tungen und Polarisierungen beinhaltet Politisierung allerdings 
umgekehrt stets die Gefahr einer „radikalen Entgrenzung der 
politischen Kampfzone“ (Straßenberger 2020: 310). Im engeren, 
öffentlich bisher oftmals wenig kontroversen Politikfeld Sicher-
heit, etwa bei der Kontrolle der Nachrichtendienste, mag eine 
solche Sorge unberechtigt und eine grundlegende Politisierung 
als Bedingung demokratischer Diskussion offenkundig notwen-
dig sein. Dies kann sich aber insbesondere dann ändern, wenn 
sich Sicherheitsnarrative mit umstrittenen gesellschaftlichen 
Grundfragen von Identität oder Zusammenhalt überlagern, 

Darüber hinaus sind die Veränderungen der Form demokra-
tischer Politik sehr unterschiedlich. Politisierung führt nicht 
immer zu offener Deliberation im Kampf um das bessere Ar-
gument. In manchen Fällen verbinden sich Debatten rund 
um Sicherheit mit polarisierten gesellschaftlichen Debatten, 
befeuern diese weiter und können damit weitere Nebenwir-
kungen entfalten. So lässt sich in der Europäischen Union 
beobachten, wie Sicherheitsdiskurse seit 2014 mit politisch 
aufgeladenen, gesellschaftlich sichtbaren Fragen um Migra-
tions- und Grenzschutzpolitik oder um die Zukunft der EU ver-
schmelzen (Hegemann und Schneckener 2019: 141). Dies zeigte 
sich etwa in der Diskussion rund um das Brexit-Referendum 
im Vereinigten Königreich. Dies bestätigt Erkenntnisse aus 
der breiteren Forschung zu gesellschaftlichen Politisierungs-
prozessen in westlichen Demokratien. Demnach befördern 
diese vor allem dann Polarisierung, wenn sie sich entlang 
einer zunehmend dominanten gesellschaftlichen Konfliktlinie 
zwischen Öffnung und Schließung bewegen und von zentralen 
politischen Akteuren, etwa rechtsextremistischen Gruppen, 
entsprechend dargestellt werden (Grande und Kriesi 2013). In 
diesen Fällen kann Politisierung notwendige Konsensbildung 
erschweren oder gar unmöglich machen und Akteure stärken, 
die demokratische Verfahren und Institutionen unterminieren.

Hier besteht ein Bedarf nach mehr und differenzierterer Forschung 
zu den unterschiedlichen Arten und Dynamiken von Politisierung 
und ihren ebenso unterschiedlichen Auswirkungen auf unterschied-
liche Aspekte demokratischer Politik. Politisierung kann nicht nur 
unterschiedliche Ausmaße entlang eines Kontinuums aufweisen, 
sondern auch unterschiedliche Aspekte beinhalten. Sicherheit 
kann etwa in öffentlichen Foren von vielen Akteuren diskutiert 
werden, ohne dass dabei fundamentale Meinungsunterschiede offen 
aufeinanderprallen. Sie kann aber auch hoch kontrovers jenseits 
breiterer öffentlicher Anteilnahme behandelt werden. Dies kann 
wiederum jeweils unterschiedliche Auswirkungen haben. Es gilt 
also, genauer zu erforschen, wie und warum sich diese verschie-
denen Konsequenzen je nach Thema, Rahmenbedingungen und 
zugrundeliegendem Sicherheitsverständnis unterscheiden. 

3.	‚Normale‘ Politik oder emanzipatorischer 
Wandel? Die umstrittene Beurteilung der 
Politisierung von Sicherheit

Neben der Frage, wie sich eine Politisierung der Sicherheit em-
pirisch auswirkt, stellt sich die Frage, wie diese Konsequenzen 
aus normativer Sicht zu beurteilen sind. Selbst wenn eine Po-
litisierung der Sicherheit an sich wünschenswert wäre, bleibt 
offen, welches Ziel am Ende eines solchen Prozesses stehen 
soll. Manche Autoren/-innen favorisieren ein Ideal ‚normaler‘ 
liberal-demokratischer Politik, in der alternative Handlungsop-
tionen in ergebnisoffenen und regulären Verfahren verhandelt 
werden (Buzan et al. 1998). Eine andere Position betont demge-
genüber, dass ein solches Verständnis sich zu stark auf formale 
Institutionen und etablierte Akteure fokussiere und den Status 
quo letztlich nur bedingt hinterfrage. Vertreter/-innen dieser 
Position favorisieren daher eher radikaldemokratische Konzep-
tionen einer emanzipatorischen Politik mit breiterer politischer 
Teilhabe und offenem Konflikt (Aradau 2004). In jüngster 
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etwa im Hinblick auf Minderheitenrechte. Klassische Verfahren 
demokratischer Deliberation und rechtsstaatlicher Kontrolle 
bleiben daher relevant. Vibeke Schou Tjalve (2011) verweist in 
diesem Zusammenhang darauf, dass eine Politisierung in Rich-
tung ‚normaler‘ demokratischer Politik eingebettet sein müsse in 
eine breite und aktive „public sphere“ als bestem Schutz gegen 
eine exzessive Sicherheitslogik. Die Erweiterung von Akteuren, 
Argumenten und Arenen in und durch Politisierung ist in dieser 
Sicht eine notwendige Bedingung demokratischer Politik im 
Umgang mit Sicherheit, ihre Beurteilung muss jedoch nach 
deren genauer Ausgestaltung differenzieren. 

4.	Fazit und Ausblick

Es zeichnet sich also ein zunehmend differenziertes und viel-
schichtiges Bild von Politiken rund um Sicherheit ab. Der Beitrag 
hat argumentiert, dass auch die Folgen dieses Prozesses für demo-
kratische Politik einer differenzierten Analyse bedürfen. Dadurch 
eröffnen sich jenseits der pauschalen Frage, ob eine Logik der 
Sicherheit nun per se mit demokratischer Politik unvereinbar ist 
oder nicht, Möglichkeiten für eine komplexere Analyse, wie sich 
Konzeptionen und Praktiken der Sicherheit unter Bedingungen 
der Politisierung entwickeln und wie diese demokratiekonform 
ausgestaltet werden können. Gerade in Zeiten gesellschaftlicher 
Krisen bietet eine solche Konzeption von Sicherheit auch Mög-
lichkeiten zur Organisation gesellschaftlichen Zusammenhaltes 
und Ermöglichung vertrauensvollen Umgangs. Dazu ließe sich 
etwa an Andreas Reckwitz’ Idee eines „einbettenden Liberalis-
mus“ anknüpfen, der Regulierung und Ordnungsbildung mit 
gesellschaftlicher Vielfalt und politischer Offenheit verbinden 
will (Reckwitz 2020: 285-304). So ließe sich jenseits reiner Fun-
damentalkritik unter Umständen ein produktiver politischer 
Umgang mit demokratischer Sicherheit im Spannungsfeld von 
Normalisierung und Polarisierung organisieren.
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